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Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf 
(Deutschland) eingereicht am 26. März 2013 — Holger 
Forstmann Transporte GmbH & Co. KG gegen 

Hauptzollamt Münster 

(Rechtssache C-152/13) 

(2013/C 189/02) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Holger Forstmann Transporte GmbH & Co. KG 

Beklagter: Hauptzollamt Münster 

Vorlagefragen 

1. Ist der Begriff des Herstellers im Sinne des Art. 24 Abs. 2 
erster Spiegelstrich der Richtlinie (EG) Nr. 2003/96 ( 1 ) des 
Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der ge­
meinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von 
Energieerzeugnissen und elektrischem Strom, dahingehend 
auszulegen, dass hiervon auch Karosseriebauer oder Ver­
tragshändler erfasst werden, wenn diese den Kraftstoffbehäl­
ter im Rahmen eines Herstellungsprozesses des Fahrzeugs 
eingebaut haben und der Herstellungsprozess aus tech­
nischen und/oder wirtschaftlichen Gründen im Wege der 
Arbeitsteilung durch mehrere selbständige Unternehmen 
erfolgt ist. 

2. Sollte die erste Frage zu bejahen sein: Wie ist in diesen 
Fällen das Tatbestandsmerkmal des Art. 24 Abs. 2 erster 
Spiegelstrich der Richtlinie (EG) Nr. 2003/96 des Rates 
vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemein­
schaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Ener­
gieerzeugnissen. und elektrischem Strom, auszulegen, wo­
nach es sich um Kraftfahrzeuge „desselben Typs“ handeln 
muss. 

( 1 ) ABl. L. 283, S. 51. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
(Deutschland) eingereicht am 28. März 2013 — Digibet 
Ltd, Gert Albers gegen Westdeutsche Lotterie GmbH & 

Co. OHG 

(Rechtssache C-156/13) 

(2013/C 189/03) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Digibet Ltd, Gert Albers 

Beklagte: Westdeutsche Lotterie GmbH & Co. OHG 

Vorlagefragen 

1. Stellt es eine inkohärente Beschränkung des Glücksspielsek­
tors dar, 

— wenn einerseits in einem als Bundesstaat verfassten Mit­
gliedstaat die Veranstaltung und die Vermittlung öffent­
licher Glücksspiele im Internet nach dem in der über­
wiegenden Mehrheit der Bundesländer geltenden Recht 
grundsätzlich verboten ist und — ohne Rechtsanspruch 
— nur für Lotterien und Sportwetten ausnahmsweise 
erlaubt werden kann, um eine geeignete Alternative 
zum illegalen Glücksspielangebot bereitzustellen sowie 
dessen Entwicklung und Ausbreitung entgegenzuwirken, 

— wenn anderseits in einem Bundesland dieses Mitglied­
staats nach dem dort geltenden Recht unter näher be­
stimmten objektiven Voraussetzungen jedem Unionsbür­
ger und jeder diesem gleichgestellten juristischen Person 
eine Genehmigung für den Vertrieb von Sportwetten im 
Internet erteilt werden muss und dadurch die Eignung 
der im übrigen Bundesgebiet geltenden Beschränkung 
des Glücksspielvertriebs im Internet zur Erreichung der 
mit ihr verfolgten legitimen Ziele des Allgemeinwohls 
beeinträchtigt werden kann?
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2. Kommt es für die Antwort auf die erste Frage darauf an, ob 
die abweichende Rechtslage in einem Bundesland die Eig­
nung der in den anderen Bundesländern geltenden Beschrän­
kungen des Glücksspiels zur Erreichung der mit ihnen ver­
folgten legitimen Ziele des Allgemeinwohls aufhebt oder 
erheblich beeinträchtigt? 

Falls die erste Frage bejaht wird: 

3. Wird die Inkohärenz dadurch beseitigt, dass das Bundesland 
mit der abweichenden Regelung die in den übrigen Bundes­
ländern geltenden Beschränkungen des Glücksspiels über­
nimmt, auch wenn die bisherigen, großzügigeren Regelun­
gen des Internetglücksspiels in diesem Bundesland hinsicht­
lich der dort bereits erteilten Konzessionen noch für eine 
mehrjährige Übergangszeit fortgelten, weil diese Genehmi­
gungen nicht oder nur gegen für das Bundesland schwer 
tragbare Entschädigungszahlungen widerrufen werden könn­
ten? 

4. Kommt es für die Antwort auf die dritte Frage darauf an, ob 
während der mehrjährigen Übergangszeit die Eignung der in 
den übrigen Bundesländern geltenden Beschränkungen des 
Glücksspiels aufgehoben oder erheblich beeinträchtigt wird? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per la Puglia (Italien), eingereicht am 29. März 
2013 — Idrodinamica Spurgo Velox u. a./Acquedotto 

Pugliese SpA 

(Rechtssache C-161/13) 

(2013/C 189/04) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per la Puglia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Idrodinamica Spurgo Velox u. a. 

Beklagte: Acquedotto Pugliese SpA 

Vorlagefragen 

1. Sind die Art. 1, 2a, 2c und 2f der Richtlinie 
1992/13/EWG ( 1 ) dahin auszulegen, dass die Frist für einen 
Nachprüfungsantrag zur Feststellung eines Verstoßes gegen 
die Bestimmungen über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
von dem Zeitpunkt an zu laufen beginnt, zu dem der An­
tragsteller von dem Verstoß Kenntnis erlangt hat oder bei 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt hätte erlangen müssen? 

2. Stehen die Art. 1, 2a, 2c und 2f der Richtlinie 
1992/13/EWG innerstaatlichen Verfahrensbestimmungen 
oder Auslegungspraktiken wie den im Ausgangsverfahren 
in Rede stehenden entgegen, nach denen das Gericht einen 

Nachprüfungsantrag zur Feststellung eines Verstoßes gegen 
die Bestimmungen über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
für unzulässig erklären kann, wenn der Antragsteller wegen 
des Verhaltens des öffentlichen Auftraggebers erst nach der 
förmlichen Mitteilung der wesentlichen Punkte der Entschei­
dung über die endgültige Zuschlagserteilung vom Verstoß 
Kenntnis erlangt hat? 

( 1 ) Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koor­
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwen­
dung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversor­
gung sowie im Telekommunikationssektor, ABl. L 76, S. 14. 

Vorabentscheidungsersuchen des Centrale Raad van Beroep 
(Niederlande), eingereicht am 12. April 2013 — Raad van 

bestuur van de Sociale verzekeringsbank/L.F. Evans 

(Rechtssache C-179/13) 

(2013/C 189/05) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Niederlande 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Raad van bestuur van de Sociale verzekerings­
bank 

Rechtsmittelgegnerin: L. F. Evans 

Vorlagefragen 

1. Sind die Art. 2 und/oder 16 der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 ( 1 ) dahin auszulegen, dass eine Person wie Frau 
Evans, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaats ist, ihr Recht 
auf Freizügigkeit der Arbeitnehmer ausgeübt hat, den nieder­
ländischen Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit un­
terlegen ist und anschließend eine Beschäftigung als Mitglied 
des Geschäftspersonals beim Generalkonsulat der Vereinig­
ten Staaten von Amerika in den Niederlanden aufgenommen 
hat, von Beginn dieser Tätigkeiten an nicht mehr in den 
persönlichen Anwendungsbereich der genannten Verord­
nung fällt? 

Falls nein: 

2. a) Ist Art. 3 der Verordnung Nr. 1408/71 und/oder Art. 7 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 ( 2 ) dahin 
auszulegen, dass die Anwendung des Privilegiertenstatus 
auf Frau Evans, der im vorliegenden Fall u. a. aus der 
Befreiung von der Sozialversicherungspflicht und der 
Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen besteht, als 
ausreichende Rechtfertigung für die vorgenommene Un­
terscheidung nach der Staatsangehörigkeit anzusehen ist?
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